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Pressemitteilung vom 11.11.2004

Gemeinden brauchen staatliche Hilfen
zur Konversion von Bundeswehrstandorten

Stuttgart. Die Bundesregierung muss ihr Standortschließungskonzept überarbeiten und den strukturpolitischen Anforderungen Rechnung tragen, verlangte der Gemeindetag. Das gelte vor allem für den strukturschwachen ländlichen Raum, wo es kaum alternative Nutzungsmöglichkeiten gebe.

Auch die Landesregierung müsse die von der Standortschließung betroffenen Gemeinden bei der Konversion unterstützen. „Allein die Umschichtung kommunaler Mittel genügt nicht. Für Maßnahmen und Folgen der Verteidigungspolitik muss der Staat eigene Mittel einsetzen,“ verlangte der Sprecher des Gemeindetags.

Der Verband der Städte und Gemeinden forderte einen Konversionsfonds zur Unterstützung der von den Standortschließungen betroffenen Städte und Gemeinden. Der Bund müsse sicherstellen, dass die betroffenen Liegenschaften unbürokratisch und garantiert altlastenfrei den Kommunen auf ihren Wunsch hin für ihre Planungen überlassen werden. Die betroffenen Städte und Gemeinden hätten Anspruch darauf, vom Verteidigungsminister rasch und konkret über die Planungen informiert zu werden.
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